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Das heutige Armenpſtegerecht in Preußen ). 


Das preußiſche Armenpflegerecht hat durch das Bundesgeſetz 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 und das zur 
Ausführung desſelben erlaſſene preußiſche Armenpflegegeſetz vom 8. März 
1871 eine weſentliche Aenderung erlitten. 

Die neue Geſetzgebung hat ſich an das beſtehende altpreußiſche 
Armenrecht eng angeſchloſſen. Da ſie nur die Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten zwiſchen den öffentlichen Unterſtützungsorganen regeln konnte 
und wollte, ſo haben die privatrechtlichen Verpflichtungen 
zur Unterſtützung, wie ſie durch Familien⸗ und Dienſtverhältniſſe, Ver⸗ 
trag und Genoſſenſchaft, Stiftungen und Patronat begründet werden, 
eine Aenderung nicht erfahren, und iſt hiernach die öffentliche Verſor⸗ 
gungspflicht nach wie vor eine ſubſidiäre geblieben. Aufgenommen 
iſt aber die ausdrückliche Beſtimmung, daß jeder Armenverband, welcher 
nach Vorſchrift der Armengeſetze einen Hülfsbedürftigen unterſtützt hat, 
ohne Rückſicht auf die Exiſtenz eines erſatzpflichtigen Armenverbandes 
vermöge einer geſetzlichen Ceſſion „ipso jure“ in diejenigen Rechte 
des Unterſtützten tritt, vermöge deren der letztere befugt geweſen wäre, 
dieſelben Leiſtungen von einem aus anderen Titeln Verpflichteten 
zu fordern. f 

Der in der Armengeſetzgebung allgemein adoptirte Grundſatz, 
daß die Armenunterſtützung nur als Vorſchuß an den Empfänger be⸗ 
trachtet wird und der letztere, unter Umſtänden auch ſeine fürſorge⸗ 
pflichtigen Verwandten, zum Erſatz desſelben verpflichtet ſind, und 
welchen Grundſatz der Regierungsentwurf zum A.⸗G. auch nur auf 
den Fall einſchränken wollte, wenn der Unterſtützte oder feine Ange: 
hörigen ſich zur Zeit der gewährten Hilfe im Stande der 
Erſtattungsfähigkeit befunden haben, kommt im Armenpflegegeſetz nicht 
mehr zum Ausdrucke. 


) Nach einer Abhandlung: „Das öffentliche Armenpflegerecht in Preußen“ 
nach der neueſten Geſetzgebung, von Stadtrath Herſe zu Poſen, enthalten in Dr. 


Behrend's „Zeitſchr. für deutſche Geſetzgebung ꝛc.“ VI. B. 2. u. 3. Heft, Berlin 1872 | 


Die geſetzlichen Kriterien der Armuth, die Vorausſetzungen, unter 
welchen die öffentliche Unterſtützung einzutreten hat, werden 
aus einer erklärlichen Scheu vor nicht erſchoͤpfender Caſuiſtik nicht be⸗ 
ſonders erwähnt, und die Art und das Maß der Unterſtützung 
dahin feſtgeſtellt, daß jeder hilfsbedürftige Deutſche *) 

a) Obdach, 

b) den ihm zu ſeiner Exiſtenz unentbehrlichen Lebensunterhalt, ſelbſt⸗ 
verſtändlich einſchließlich der Kleidung und Heizung ꝛc. ꝛc., 

c) die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen, geeigneten Falls 
unter Unterbringung in einem Armen⸗ oder Krankenhauſe oder 
mittelſt Anweiſung der feinen Kräften entſprechenden Arbeit in⸗ 
nerhalb oder auch außerhalb eines ſolchen Haufes, 

d) und für den Todesfall ein angemeſſenes Begräbniß 
zu erhalten hat. 

Gebühren für die einem Unterſtützungsbedürftigen geleiſteten geift- 
lichen Amtshandlungen ſollen die Armenverbände zu entrichten nicht 
verpflichtet ſein. (§ 1 A.⸗G.) 

Nach wie vor wird die öffentliche Armenpflege principa⸗ 
len und ſubſidiären, räumlich nebeneinander und übereinander beſte⸗ 
henden Armenverbänden den Orts⸗ und Land⸗Armenverbänden über⸗ 
tragen ($ 2 B.⸗G.) und im Princip der Satz des altpreußiſchen 
Rechts acceptirt, daß die vorläufige Fürforge, vorbehaltlich des 
Regreſſes gegen den endlich verpflichteten Armenverband, demjenigen 
Orts⸗Armenverband obliegt, in deſſen Bezirk die Nothwendigkeit 
derſelben hervortritt. ($ 28 B.⸗G.) — Die Höhe der Koſten, die der 
definitiv Verpflichtete zu erſtatten hat, richter ſich nach den am Orte 
der Unterſtützung geltenden Grundſätzen, ſoweit ſie nicht (durch den 
Tarif vom 29. Auguſt 1871) allgemein feſtgeſtellt ſind. Nicht er⸗ 
ſtattungsfähig find Gebühren für die Hilfeleiſtung feſt angeftellter 
Armenärzte und allgemeine Verwaltungskoſten der Armenanſtalten. 

Die definitive Fürſorge ſichert dem Hilfsbedürftigen inner⸗ 
halb eines Orts⸗Armenverbandes der Erwerb des Unterſtützungs⸗ 
Wohnſitzes; dieſer erfolgt durch 

1. Aufenthalt, 
2. Verehelichung, 
3. Abſtammung. 

Andere Erwerbsarten ſtatuirt das Geſetz nicht. Die Anſtellung, 
die Aufnahme in eine Gemeinde, die ausdrückliche Verleihung des 
Unterſtützungs⸗Wohnſitzes begründen namentlich einen ſolchen nicht. 
($ 9 B.⸗G.) 

Der Aufenthalt ($ 10 B.⸗G.) muß während einer Friſt 
von zwei Jahren nach erreichtem 24. Lebensjahre ununterbrochen fort⸗ 
geſetzt worden und ein wirthſchaftlich dauernder geweſen ſein. 


*) Unter einem „deutſchen“ Hilfsbedürftigen und einem „deutſchen“ Armenver⸗ 
bande iſt ein ſolcher zu verſtehen, welcher dem Geltungsbereich des B.⸗G. angehört; 
Wenn das letztere am 1. Jänner 1873 in Württemberg und Baden in Kraft getreten 
fein wird, fo wird es im ganzen deutſchen Reiche gelten mit Ausſchluß von Elſaß⸗ 
Lothringen und von Baiern. Das Letztere hält an ſeiner Armengeſetzgebung feſt. Für 
den Verkehr mit Baiern beſteht noch der alte Gothaer „Vagabunden⸗Vertrag“ vom 
15. Juli 1851 und die Eiſenacher Convention vom 11. Juli/13. December 1853. 
Angeſichts der Heimatsgeſetzgebung bleibt der Baier im deutſchen Reich „Ausländer“. 


Der Aufenthalt beginnt mit dem erſten Tage der Anweſenheit. 
Durch den, wenn auch freiwilligen Eintritt, in eine Krankenbewahr⸗ 
oder Heilanſtalt, wird indeſſen der Lauf der Erwerbsfriſt nicht be⸗ 
gonnen. Dort, wo für ländliches und ſtädtiſches Geſinde und Arbeits⸗ 
keute der Wechſel des Wohnortes zu beſtimmten, durch Geſetz oder 
ortzübliches Herkommen feſtzeſetzten Terminen ftattfindet, ſoll der üb⸗ 
liche Umzugstermin vermuthungsweiſe als Anfang des Aufenthaltes 
gelten, es ſei denn, daß die Gegenpartei beweiſen kann, daß zwiſchen 
dieſem Termine und dem Tage, an welchem der Aufenthalt wirklich 
beginnt, ein mehr als ſiebentägiger Zeitraum gelegen hat. 

Beginnt der Aufenthalt unter Umſtänden, durch welche die freie 
Selbſtbeſtimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes ausgeſchloſſen 
erſcheint (z. B durch Haft, Ableiſtung der allgemeinen Militärpflicht. 
nicht aber durch Verſetzung eines Geiſtlichen, eines Lehrers, eines 
öffentlichen oder Privatbeamten, den Dienſt im Bundesheere oder Ma⸗ 
rine, falls er nicht bloß zur Erfüllung der allgemeinen Militärpflicht 
dient), ſo wird der Anfang der zweijährigen Friſt von dem Tage ab 
gerechnet, an welchem dieſe Umſtände zu wirken aufgehört haben. ($$ 12 
26 BG) Nach Beginn des Aufenthalts begründen derartige, 
die freie Selbſtbeſtimmung ausſchließende Gründe ein Ruhen des 
zweijährigen Friſtenlaufes, ebenſo wie dies durch jede öffentliche 
Unterſtützung geſchieht. 

Nicht ein bloßes Ruhen, ſondern eine vollſtändige Unterbrechung 
der Friſt bewirkt ein (in Gemäßheit des § 5, Geſetz vom 1. Novem⸗ 
ber 1867) geſtellter, innerhalb zwei Monaten verfolgter und nicht er⸗ 
folglos gebliebener Antrag auf Anerkennung der Uebernahme eines 
Hilfsbedürftigen. ($ 14 B.⸗G.) 

Dagegen gelten freiwillige vorübergehende Enkfernungen, die 
unter Umſtänden unternommen werden, welche für die Beibehaltung 
des Wohnorts ſprechen, nicht als Friſtunterbrechungen. ($ 13 B.⸗G.) 

Eine Abweichung von dieſen Grundſätzen bewirkt, wie nach alt⸗ 
preußiſchem Rechte, die Verehelichung. Die Frau theilt nämlich 
vom Tage der Eheſchließung das Armendomicil des Ehemannes und 
deſſen Landarmen⸗Qualität. Dieſen Unterſtützungs⸗Wohnſitz behalten 
Witwen und ſeparirte Frauen nach Auflöſung der Ehe ſo lange, bis 
fie ihn nicht, wie alle andere, rechtlich unabhängige, Perſonen verloren, 
oder bis ſie nicht einen neuen anderweitig und ſelbſtſtändig erwor⸗ 
ben haben. 

Als ſelbſtſtändig gilt die Ehefrau bei Erwerbung des Unter⸗ 
ſtützungs⸗Wohnſitzes 

1. während der Zeit, in welcher ſie vom Manne böswillig ver⸗ 
laſſen geweſen iſt, 
2. wenn ER getrennt von ihm lebt und ohne deſſen Beihilfe ihren 

Unterhalt findet, ſo lange er a) ſich in Haft befindet, b) er ihr 

das Getrenntleben geſtattet, c) ſie geſetzlich zur Separtrung 

befugt iſt. 8 

Vermöge der Abſtam mung folgen eheliche Kinder und den 
ehelichen gleichſtehende, alſo an Kindesſtatt angenommene und legiti⸗ 
mirte, dem Unterſtützungs⸗Wohnſttz des Vaters; falls aber die Mutter 
in Bezug auf den Erwerb des Unterſtützungs⸗Wohnſitzes ſelbſtſtändig 
iſt und ſie in deren Hausſtand leben, theilen ſte ebenſo wie nach dem 
Tode des Vaters das Hilfsdomieil der Mutter, allerdings nur fo 
lange, bis ſie es nicht nach den für Perſoneu sui juris maßgebenden 
Beſtimmungen verloren oder einen anderen Unterſtützungs⸗Wohnſttz 
ſelbſtſtändig erworben haben. Bei der Scheidung der Ehe ſollen ſie 
den Unterſtützungs⸗Wohnſitz der Mutter theilen, wenn ihr die Erzie⸗ 
hung zuſteht, alſo vom Vormundſchaftsrichter übertragen iſt. 

Uneheliche Kinder folgen dem Unterſtützungs⸗Wohnſitz der Mutter. 

Die Beſtimmungen über den Verluſt des Unterſtützungs⸗ 
Wohnſitzes correſpondiren mit den Vorſchriften des Erwerbes und 
conſtituiren die Gleichheit der, dem Vertragsrechte entzogenen, 
Verluſt⸗ und Erwerbsfriſten durch die Beſtimmung, daß durch zwei⸗ 
jährige ununterbrochene Abweſenheit nach zurückgelegtem 24. Lebens⸗ 
jahre der Unterſtützungs⸗Wohnſitz verloren geht. Dieſelben Umſtände, 
welche den Erwerb des Unterſtützungs⸗Wohnſitzes aufhalten, verzögern 
auch bei Berechnung der Abweſenheit den Verluſt. Da indeſſen Nie⸗ 
mand einen doppelten Unterſtüßungs⸗Wohnſitz haben kann, jo begrün⸗ 
det der Erwerb eines neuen natürlich den Verluſt des alten. (§ 22 
ff. B.⸗G.) 

Diejenigen Deutſchen, welche am 30. Juni 1871 innerhalb eines 
Orts⸗Armenverbandes Heimatrechte oder ein Hilfsdomicil, wenn auch 
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5 3 EN bereits erworben haben, beſitzen am 1. 
uli an demſelben Orte den Unterſtützungs⸗Wohnſitz nach Maß 
der neuen Geſetzgebung. le u Dit 
Für diejenigen Deutſchen, welche bis zum 30. Juni 1870 an 
einem Orte weder Heimatsrechte noch ein Armendomieil erworben haben 
gelten folgende Uebergangsbeſtimmungen: 8 
Wu bisher durch den bloßen Aufenthalt ein Unterſtübungs⸗Wohn⸗ 
ſit oder Heimatsrechte überhaupt gar nicht erworben werden und durch 
bloße Abweſenheit nicht verloren gehen konnten, alſo in Landestheilen 
der Geburtsheimat, beginnt der Lauf der zweijährigen Erwerbs⸗ oder 
Verluſtfriſt mit dem 1. Juli 1871. Ein Gleiches gilt für den Fall 
wenn mit dem Aufenthalte eine beſondere Qualification verbunden ſein 
mußte, um ihn nach einer beſtimmten Dauer den Unterſtützungs Wohn⸗ 
ſitz begründen zu laſſen. . 
Ißſt die Friſt nach den früheren Geſetzen die gleiche oder eine 
längere, ſo kommt bei Berechnung der normirten Friſt die vor dem 
1. Juli 1871 abgelaufene Zeit in Anrechnung. Wenn alſo die frühere 
Friſt eine dreijährige war und mehr als zwei Jahre ſeit dem Beginn 
des Aufenthalts verfloſſen ſind, ſo iſt am 1. Juli 1871 der Unter⸗ 
ſtützungs⸗Wohnſitz erworben. 

Iſt die Friſt nach den früheren Geſetzen eine kürzere und vor 
dem 1. Jult noch nicht abgelaufen, ſo bedarf es der zweijährigen 
Friſt unter Anrechnung der vor dem 1. Juli abgelaufenen Zeit. 
($ 65 B.⸗G.) 

N Unabhängig von dem Unterſtützungs⸗Wohnſitze haben die Orts⸗ 
Armenverbände des Dienſtortes die Krankenpflege derjenigen Perſonen 
welche im Geſindedienſte ſtehen, der Geſellen, Gewerbegehilfen und 
Lehrlinge durch ſechs Wochen zu beſorgen, falls dieſe Perſonen am Orte 
des Dienſtverhältniſſes erkranken. Sieben Tage vor Ablauf der 
Friſt muß dem fürſorgepflichtigen Armenverbande Nachricht gegeben 
werden, widrigenfalls die Erſtattung erſt vom achten Tage nach Ein⸗ 
gang der Benachrichtigung gefordert werden kann. (§ 29 B.⸗G.) 

„„ Die definitive Fürſorge des Land⸗Armenverbandes 
iſt inſoweit eine directe, als ſie alle ſog. Landarmen umfaßt, d. h. 
diejenigen, welche ihren früheren Unterſtützungs⸗Wohnſitz verloren und 
einen neuen nicht erworben haben. Für dieſe Perſonen muß derjenige 
Land⸗Armenverband ſorgen, in deſſen Bezirk die Hilflosigkeit eintritt. 
Der Erſatzanſpruch des Armenverbandes, welcher die vorläufige Für⸗ 
ſorge übernommen bat, tft durch den Nachweis der Heimatloſigkeit 
bedingt, ein Nachweis, deſſen Schwierigkeit bei gewohnheitsmäßigen 
Landfahrern auf der Hand liegt. Die Unmoͤglichkeit, die Heimatsver⸗ 
hältniſfe „unbekannter Leichen“, von Findlingen unermittelter Eltern 
feſtzuſtellen, verwandelt, wohl gegen die Intentionen des Geſetzes, die 
vorläufige Fürſorge der Orts⸗Armenverbände in eine definitive, und 
bürdet ihnen einen Theil der Armenlaſt auf, die ſie nach den Geſetzen 
definitiv zu tragen nicht verpflichtet ſind. — Die im § 15, Geſetz 
vom 31. December 1842 ausgeſprochene Befugniß ſie dem vorläufig 
zur Unterſtützung verpflichteten Orts⸗Armenverbande gegen Entſchädi⸗ 
gung zu überweiſen, iſt beibehalten. Bei Leuten, welche nach Entlaſſung 
aus einer Kranken⸗, Straf⸗ und Bewahranſtalt hiflos werden, tritt 
derjenige Land⸗Armenverband ein, aus deſſen Bezirk ſie in die Anſtalt 
eingeliefert worden find. (§ 5 ff, B.⸗G.) Die in feinem Bezirk feft⸗ 
genommenen, zur Corrections⸗Nachhaft deſignirten Landſtreicher, Bettler 
und Arbeitsſcheuen muß er in die Arbeitshäuſer unterbringen und 
mit Ausſchluß etwaiger bisher beſtandener Rückgriffsanſprüche die Koſten 
der Verpflegung in der Anſtalt, der bei ihrer Entlaſſung unentbehrlichen 
Bekleidung event. der Beerdigung, ſoweit ſie nicht aus dem Arbeits⸗ 
verdienſt getragen werden, beſtreiten. Die Koſten des Transportes aus 
dem Gerichtsgefängniß in das Arbeitshaus trägt der Staat. ($ 8 
A.⸗G.) Darüber, wer die Koſten für eine Cur trägt, welche nach Ent⸗ 
laſſung aus dem Gefängniß und vor Einbringung in die Corrections⸗ 
anſtalt nöthig wird, ſchweigt das Geſetz. Es ſcheint übrigens kaum 
zweifelhaft, daß ſie als Koſten des aufgehaltenen oder vielmehr er⸗ 
ſchwerten Transportes dem Staate gleichfalls zufallen müſſen. 

Die beihelfende Pflicht der Land⸗Armenverbände iſt in Ge⸗ 
mäßheit der 58 14, 16 A.⸗G. vom 31. December 1842 dahin bei- 
behalten, daß ſie Ortsarme in die Landarmenhäuſer aufzunehmen ver⸗ 
pflichtet und denjenigen, ihrem Bezirke angehörigen Orts⸗Armenver⸗ 
bänden eine, von der ſpäter zu erwähnenden Deputation für Heimats⸗ 
weſen, zu firtrende Subvention zu gewähren verbunden ind, welche 
den ihnen obliegenden, anerkannten und judicatmäßig auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen zu genügen außer Stande ſind. 


Auch die Befugniß der LandeArmenverbände, die Koſten der 
öffentlichen Armenpflege, welche die Fürſorge für Geiſteskranke, Idio⸗ 
ten, Taubſtumme, Sieche und Blinde verurſacht, unmittelbar zu über⸗ 
nehmen, iſt beibehalten. — Kreiſe oder Armenverbände indeſſen, welche 
für einen der unmittelbar zu übernehmenden Zweige bis dahin in einer 
von der vorgeſetzten politiſchen Behörde als ausreichend erkannten Weiſe 
geſorgt haben, können nicht gegen ihren Willen gezwungen werden, an 
den betreffenden Einrichtungen des Land⸗Armenverbandes Theil zu 
nehmen oder zu den Koſten beizutragen. Die auf beſonderen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen oder Titeln beruhenden Verpflichtungen der ein⸗ 
zelnen Land⸗Armenverbände, fo wie die vorläufige Fürſorgepflicht der 
Orts⸗Armenverbände wird dadurch nicht geändert. 

Orts⸗ und Land⸗Armenverbände theilen ſich auch in die Unter. 
ſtützung der Ausländer, da dieſe, jo lange ihnen der Aufenthalt in 
dem Inlande geſtattet iſt, vollſtändig dem Juländer gleichen ſollen. 
(§ 59 A.⸗G.) Wenn ein aus dem Auslande auf Verlangen der aus⸗ 
ländiſchen Behörden in das Inland aufgenommener Heimatloſer 
binnen ſieben Tagen der öffentlichen Unterſtützung anheimfällt, ſo fällt 
die Fürſorge für denſelben demjenigen Land⸗Armenverbande zur Laſt, 
innerhalb deſſen der Hilfsbedürftige ſeinen letzten Unterſtützungswohnſttz 
gehabt hat. Läßt ſich dieſer nicht ermitteln, ſo iſt derjenige Land⸗ 
Armenverband zur Tragung der Koſten verpflichtet, innerhalb deſſen 
die Hilfsbedürftigkeit hervorgetreten iſt ($ 33 B.⸗G. § 37 A.⸗G.) 

Die völkerrechtlichen Verpflichtungen ausländiſcher Staaten oder 
ihrer Angehörigen zur Koſtenerſtattung und zur Uebernahme Hilfs⸗ 
bedürftiger ſind durch dieſe territorialen Geſetze in keiner Weiſe alterirt 
worden, wie dies der Erwähnung kaum bedarf. 

Eine directe Unterſtützungspflicht des Staates iſt nicht 
ſtatuirt; für die Fälle, welche das Bundesgeſetz der Sorge der ein⸗ 
zelnen Staaten überließ, hat Preußen ausdrückliche Beſtimmungen 
getroffen, ſich die Land⸗Armenverbände ſubſtituirt und nur für das 
Jahdegebiet die Functionen des Land⸗Armenverbandes ſelbſt über⸗ 
nommen. Dagegen find die in einzelnen Landestheilen beſtehenden 
Verpflichtungen des Staates zur Beſtreitung der Koſten für einzelne 
Theile der Armenpflege aufgehoben worden, ſoweit ſie nicht auf be⸗ 
ſonderen Rechtstiteln beruhen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Frage, ob ein ehemaliger Schulpatron annoch zu gewiſſen Lei⸗ 
ſtungen für die Schule, z. B. zur Lieferung des Beheizungsmaterials 
verpflichtet ſei, wird im Civilrechtswege entſchieden. 


In der beim k. k. Kreisgerichte zu Leitmeritz verhandelten 
Streitſache des Fürſten Moriz L., Beſitzers der Domaine L., gegen 
die concurrenzpflichtigen Gemeinden der ©.-Schule, wegen Zahlung 
eines Betrages von 76 fl. 50 kr. ö. W. für an den Obmann des 
Schulausſchuſſes zur Beheizung dieſer Schule in der Winterperiode 
186566 geliefertes Beheizungsmaterial, hat der k. k. oberſte Ge⸗ 

richtshof über die vom genannten Kreisgerichte angeregte Competenz⸗ 
frage ſich vorläufig mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unter⸗ 
richt ins Einvernehmen geſetzt. 

Dieſes nahm mit Zuſchrift vom 3. Auguſt 1871, 3. 14.853, 
die Angelegenheit für die Cognition der Schulbehörden in Anſpruch, 
weil die Grenze zwiſchen der gerichtlichen und adminiſtrativen Com⸗ 
petenz nicht durch das formelle Anbringen des Klägers oder des Ge⸗ 
klagten, ſondern durch die objective Erwägung beſtimmt werde, ob die 
im Streite liegende Leiſtung aus einem Rechtsverhältniſſe öffentlicher 
oder privater Natur abgeleitet erſcheine, weil im vorliegenden Falle 
lediglich über die aus dem öffentlichen Rechtsverhältniſſe des Patro⸗ 
nates abzuleitenden Verpflichtungen, über deren Fortbeſtand oder Weg⸗ 
fall, insbeſondere über die Art der Einwirkung des Landesgeſetzes vom 
13. September 1864 auf dieſe Verpflichtungen geſtritten werde, wo⸗ 
mit insbeſondere eine ausſchließlich privatrechtliche Natur des der 
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formeller ſeine die Competenz beſtimmende materielle Bedeutung erſt 
durch die Beſchaffenheit des ihm entgegengeftellten Schuldtitels erhalte, 
ſomit im vorliegenden Falle, wo dieſer letztere auf ein öffentliches 
Verpflichtungsverhältniß zurückgeht, die Condictionsnatur des Klag⸗ 
anbringens eben ſo wenig für die gerichtliche Zuſtändigkeit entſcheiden 
könne, als ſie z. B. die letztere nach ſich ziehe, wenn irgend eine 
indebite bezahlte Steuer, eine zu hoch bemeſſene Staatsgebühr u. dgl. 
zurückgefordert werde, weil ferners auch die excipiendo unter andern 
erhobene Einwendung der privatrechtlichen Beſeſtigung der hier ſtrei⸗ 
tigen Verbindlichkeit deßhalb gleichgiltig erſcheine, weil auf Grund 
dieſes privaten Titels nicht gefordert und beziehungsweiſe geklagt, 
auch nicht einmal ausſchließlich auf Grund dieſes Titels excipirt wor⸗ 
den ſei, ſomit dieſe Einwendung höchſtens in der Art zu berückſich⸗ 
tigen wäre, daß ſie von der administrativen Entſcheidung ausgenommen 
und einem ſeparaten gerichtlichen Anbringen vorbehalten würde, weil 
endlich das ganze Klagsanbringen auch formell nur die Durchführung 
und die Rechtswirkungen adminiſtrativer Entſcheidungen des Bezirks⸗ 
amtes Auſcha vom 25. October 1865, 3. 1545, und der böhmiſchen 
Statthalterei vom 9. Jänner 1866, 3. 70.672, zum Gegenſtande 
habe, weil offenbar jeder legale Grund einer gerichtlichen Competenz 
in einem Falle mangle, wo das auf Grund einer adminiſtrativen 
Anordnung Geleiſtete auf Grund einer anderen adminiſtrativen Ent⸗ 
ſcheidung zurückgefordert werde. 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch unterm 17. April 
1872, Z. 3854, in der Erwägung, daß nach Ausweis der über dieſe 
Streitſache bereits aufgenommenen Rechtsverhandlung die beiden 
Streittheile weder von dem beſtandenen Bezirksamte zu Auſcha an 
das beſtandene Patronatsamt zu L. gerichteten Erlaß vom 25. Octo⸗ 
ber 1865, 3. 1545, mit welchem aus dem Grunde, daß zu ſeiner 
Zeit die Frage, ob das Schulpatronat der Domaine L. zu entfallen 
oder fortzubeſtehen habe, noch nicht gelöst war, entſchieden, daß das 
faſſtonsmäßig bemeſſene Schulbeheizungsmateriale von dem bisherigen 
Schulpatronate anzusprechen ſei, jedoch demſelben für den Fall, wenn 
noch vor Ablauf der Winterperiode 1865 — 66 das L. Schulpatronat 
entfallen ſollte, vorbehalten wurde, ſeine allfälligen Rechte gegenüber 
den eingeſchulten Gemeinden geltend zu machen, noch die von dem 
genannten Bezirksamte am 16. November 1865. 3. 1648 ergangene, 
von der k. k. böhm. Statthalterei unterm 9. Jänner 1866, Z. 70 672, 
beſtätigte Entſcheidung, daß das bisher den Beſitzern der Gemeinde 
L. zuſtehende Patronat, d. i. die Verbindlichkeit des gedachten 
Domainenbeſitzers jur Leiſtung der in der Schulverfaſſung begründeten 
Präftationen für die Localitäten der Schule, als lediglich im Geſetze 
begründet, nach dem § 1 des Geſetzes vom 13. September 1864 in 
Wegfall zu kommen habe, und daß die mit dieſem Schulpatronate 
verbunden geweſenen Rechte und Pflichten gemäß § 11 des bezogenen 
Geſetzes auf die betreffenden Gemeinden übergehen, den Schulgemein⸗ 
den jedoch, wenn ſie glauben, daß der Beſitzer der Domaine L. 
ungeachtet des Wegfalls ſeines bisherigen Patronates über die genann⸗ 
ten Schulen dennoch zur Weiterpräftteung der erwähnten Leiſtungen 
aus dem Titel des landtäflich einverleibten Kaufcontractes vom 
24. September 1838 über die genannte Domaine verpflichtet ſei, 
anheimgeſtellt bleibt, die hierauf gerichtete, vermeintliche Forderung 
im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen, anfechten, vielmehr 
beide dieſe Eutſcheidungen für rechtskräftig und bindend anerkennen, 
der Kläger ſofort eben darum, weil die endgiltige Entſcheidung der 
Schulbehörden über den Wegfall feines lediglich im Geſetze begründet 
geweſenen Patronates und die Uebertragung der damit verbunden 
geweſenen Rechte und Pflichten an die betreffenden Schulgemeinden 
ſchon am 9. Jänner 1866, alſo lange vor Ablauf der Winterperiode 
1865 —66 erfloſſen iſt, auf Grund des zu feinen Gunſten in der 
Entſcheidung des k. k. Bezirksamtes Auſcha vom 25. October 1865, 
3. 1545 gemachten Vorbehaltes fein vermeintliches Erſatzrecht gegen 
die Concurrenzgemeinden der Schule zu S. für das zur Beheizung 
derſelben während de ganzen Winterperiode 1865 — 66 erforderliche 
Material aus dem Privatrechtstitel der indebite gemachten Leiſtung 
anſpricht, die geklagten Concurrenzgemeinden aber dieſem Erſatz⸗ 
anſpruche im Weſentlichen wieder nur die ihnen in der Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 9. Juni 1866, Z. 70.672 zur Geltendmachung 
im ordentlichen Rechtswege vorbehaltene Einwendung entgegenſetzen, 
daß der Kläger zur Weiterleiſtung des Beheizungsmaterials für die 


Klage zu Grunde liegenden Titels der Nichtſchuld (143 1 a. b. G. B.)] Schule in S. ungeachtet des Wegfalls ſeines Patronates aus dem 
nicht zugegeben werden könne, vielmehr dieſer Titel, als ein mur landtäflich intabulirten Kaufeontracte über die Gemeinde L. verpflichtet 
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fei, mithin das Beheizungsrecht für dieſe Schule auch in der ganzen 
Winterperiode 1865 — 66 nicht indebite geleiſtet habe, die Entſchei⸗ 
dung dahin zu ſchöpfen befunden, daß für die Eingangs erwähnte 
Streitſache zur Verhandlung und Entſcheidung derſelben die Gerichts⸗ 
behörden zuſtändig ſind und dem k. k. Kreisgerichte zu Leitmeritz 
verordnet, fein weiteres geſetzliches Amt zu handeln. Ger.-H 


Die Uebertragung des Sitzes der Bezirksvertretung an einen 
anderen Ort kann nur im Wege des Geſetzes erfolgen. 


Die Bezirksvertretung von W. in Böhmen hat in ihrer 
Sitzung vom 8. November 1871 den Beſchluß gefaßt, den Sitz der 
Bezirksvertretung von W. nach St., dem Wohnorte des Bezirks⸗ 
obmannes zu verlegen. Der der Sitzung anweſende Bezirkshauptmann 
von E. fand gegen dieſen Beſchluß nichts einzuwenden und brachte 
denſelben auch zur Kenntniß der Statthalterei mit dem Beifügen, daß 
der Verlegung des Sitzes der Bezirksvertretung von W. kein beſon⸗ 
deres Bedenken entgegenſtehen dürfte. 

Die Statthalterei hat im Einvernehmen mit dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe auf Grund des § 79) des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 
25. April 1864 erkannt, daß der oberwähnte Beſchluß der Bezirks⸗ 
vertretung von W. als gegen die Beſtimmungen der §§ 2 und 5˙) 
des gedachten Geſetzes verſtoßend zur Vollziehung nicht geeignet 
ſei, weil nach § 5 der Sitz der beſtandenen politiſchen Behörden auch 
als Sitz der Bezirksvertretung beſtimmt iſt, eine Aenderung dieſes 
Sitzes nur im Grunde des § 2 desſelben Geſetzes ſtattfinden kann, 
der Beſchluß der Bezirksvertretung aber die eigenmächtige unſtatthafte 
Verlegung des Sitzes dieſer Bezirksvertretung von W. nach St. ausſpreche. 

Im Miniſterialrecurſe machte nun der Bezirksausſchuß von 
W. geltend, daß W. wohl früher der Sitz einer politiſchen Behörde 
geweſen ſei; daß aber bei der mittlerweile im verfaſſungsmäßigen 
Wege durchgeführten Organiſirung der politiſchen Behörden die Gerichts⸗ 
bezirke E. und W. in einen politiſchen Bezirk mit dem Sitze der politiſchen 
Behörde in E. zuſammengezogen wurden, und daß daher dermalen, 
wo in W. lediglich ein Bezirksgericht und das Steueramt ſich befin⸗ 
den, von der Beſtimmung des § 5 des Bezirks⸗Vertretungsgeſetzes 
Umgang genommen werden könne. 

Das Minifterium des Innern hat unterm 30. März 1872, 
3. 3358, dem Recurſe der gedachten Bezirksvertretung im Hinblick 
auf die Motive der angefochtenen Statthaltereientſcheidung keine Folge 
gegeben. Km. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes vertheidigung vom 24. Juni 1872, 

Z. 6248, betreffend die Frage, ob die Ertheilung der zeitlichen Befreiung an 

Wehrpflichtige zwiſchen der Abſchlußnummer des Recrutencontigents und jener 
des Contigents der Erſatzreſerve zuläſſig iſt. 


Es haben ſich in Abſicht auf die praktiſche Durchführung der im § 17, Alin. 1 
des Wehrgeſetzes enthaltenen Beſtimmungen im Zuſammenhalte mit den $$ 54, 1, 
und 166, 5 lit. a der Inſtruction Zweifel ergeben und den Schwerpunkt dieſer Zweifel 


) „Die Statthalterei entſcheidet über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Be⸗ 
zirksvertretung, durch welche beſtehende Geſetze fehlerhaft angewendet wurden. Ein⸗ 
vernehmen mit dem Landesausſchuſſe. Siſtirung ſolcher Beſchlüſſe“. 


*) Der $ 2 des Geſetzes über die Beſtellung und Errichtung der Bezirksver⸗ 
tretungen lantet: „Den Umfang der Vertretungsbezirke beſtimmt das Landesgeſetz. 
Bis die Organiſtrung der politiſchen Behörden erfolgt ſein wird, ſind die dermalen 
politiſchen Bezirke auch die Gebiete für die Vertretungsbezirke. Erreicht ein le 
Bezirk nicht die Bevölkerungszahl von 10.000 Seelen, jo ift derſelbe behufs der Be⸗ 
zirksvertretung mit einem benachbarten Bezirke zu vereinigen. Der Ausſpruch hierüber 
ſteht der Statthalterei in Verbindung mit dem Landesausſchuſſe zu. Wenn zwei oder 
mehrere Bezirksvertretungen ihre Vereinigung beſchließen, ſo kann, in ſo fern dies im 
Laufe des erſten Jahres nach ihrer Conſtituirung geſchieht, dieſe Vereinigung durch 
die Statthalteret im Einverſtändniſſe mit dem Landesausſchuſſe, weiterhin aber nur 
durch ein Landesgeſetz ausgeſprochen werden“. 

Der $ 5 desſelben Geſetzes ſagt: „Bis zu dem im § 2 gedachten Zeitpunkte 
ift der Amtsort des politiſchen Bezirkes zugleich der Sitz der Bezirksvertretung und 
des Ausſchuſſes derſelben“. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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bildet die Frage, ob im Sinne des § 17, Alinea 1 des Wehrgeſetzes die Ertheilung der 
zeitlichen Befreiung an die zwiſchen die Abſchlußnummer des Recruten⸗ und jene des 
Erſatzreſerve⸗Contingentes fallenden Wehrpflichtigen während der Dauer der Stellungs⸗ 
pflicht zuläſſig fei, oder nicht. Es iſt nun als Norm anzunehmen, daß alle Befreiungs⸗ 
Anbringen ſchon bei der regelmäßigen Stellung verhandelt werden müſſen, wobei der 
Umſtand, daß im § 17 des Wehrgeſetzes die Befreiung vom Eintritte in die Erſfatz⸗ 
reſerve nicht ſpeciell erwähnt wird, feine Erklärung darin findet, daß die Erfaßreferve 
an und für ſich nur ein Uebergangsſtadium bilde, die für dieſelbe Vorgemerkten daher, 
weil ſie nach § 4 des Wehrgeſetzes für den Dienſt im ſtehenden Heere gewidmet ſind, 
eben deßhalb unter die zum Eintritte in das ftehende Heer Berufenen zu ſubſumiren 
kommen. Die Vorſchrift des § 166, 5 lit. a der Inſtruction ſteht nicht im Wege, da ſich 
letztere nur auf Recursfälle bezieht. Anders verhält es ſich bezüglich der, bei den regel⸗ 
mäßigen Stellungen in der dritten Altersclaſſe zeitlich Befreiten, welche nach dem Aus⸗ 
tritte aus derſelben in die Evidenz der Erſatzreſerve aufgenommen werden. Dieſe kommen, 
im Falle fie den Fortbeſtand jener Verhältniſſe, aus welchen für ſie der Anſpruch auf 
die zeitliche Befreiung hervorgegangen iſt, nicht mehr nachzuweiſen vermögen, nach 
$ 107, 5 der Inſtruction in den entſprechenden Jahrgang des Erſatzreſerveſtandes ein⸗ 
zuftellen. Allein, nachdem auf dieſen Umſtand nicht gerechnet werden kann, und fie den 
ſtellungspflichtigen Altersclaſſen nicht mehr angehören, fo dürfen fie weder als Gut⸗ 
habung behandelt, noch überhaupt auf das anrepartirte Contingent der Erſatzreſerve 
gezählt werden. Während der Dauer des Friedens, und da ſie über das Erſatzreſerve⸗ 
Contingent entfallen, iſt es ganz gleichgiltig, ob ſie tauglich oder untauglich ſind, im 
Kriegsfalle dagegen werden fie, mit den übrigen Erſatzreſerviſten der ſtändigen Stel⸗ 
lungscommiſſion vorgeführt und je nachdem fie zu Kriegsdienſten als tauglich oder un⸗ 
tauglich befunden worden, in das ſtehende Herr eingereiht, oder nach Hauſe entlaſſen 
und im Standesprotokolle gelöſcht. ($ 167, 7 Inſtruction.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Finanzmini⸗ 
ſterium und Central⸗Mappenarchlvar Thaddäus Collerus v. Geldern das 
goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Referenten⸗Stellvertreter bel der Grundſteuer⸗ 
Landeseommiſſion in Prag, Finanzeommiſſär Franz Linha das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Jakob Stein in Moldauthei 
goldene Verdienstkreuz verliehen. ie 

- Seine Dajeftät haben dem Vicedirector der Centraldirection der Tabak⸗ 
fabriken und Einlöſungsämter Karl Ritter v. Felbinger tarfrei den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanzlandesdirection in 
Prag Wilhelm Habels berger bei deſſen Penſionirung die a. h. Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen. 

Der Miniſter des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern hat den abſolvirten 
au der orientaliſchen Akademie Guido Freiherrn v. Call zum Feen 
ernannt. g 


Erledigungen. 


Bezirksſecretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Böhmiſch⸗Lei i 
700 fl. eventuell 600 fl. Gehalt, bis Ende Juli FOREN 168) e 
oc er er 0 Berg⸗ 702 te Kaibl (Kärnten) mit 
00 fl. Gehalt nebſt Naturalwohnung oder 70 fl. Quartiergeld, bis j 
(Amtsblatt Nr. 168). i f ne gl 
Rechnungsofficialsſtelle dritter Claſſe beim Rechnungsdepartement der böhm. 
Statthalterei mit 600 fl. eventuell 500 fl., bis 20. Auguſt (Antsblatt Nr. 168). 
Maſchiniſtenſtelle bei der zum Rahoer Forſtamte gehörigen Douzsina'er 
Dampſbrettſäge mit 800 fl. Gehalt, Naturalquartler oder 15pere. Onarttergelde und 
fonftigen Utenſilien, bis 15. Auguſt (Amtsblatt Nr. 168). 
Finanzwachecommiſſärsſtelle in Niederöſterreich mit 800 fl. Gehalt und den 
ſyſtemmäßigen Nebenbezügen, bis 20. Auguſt (Amtsblatt Nr. 170). 
Sechs Bergprakticantenſtellen für abſolvirte Techniker bei der k. k. Bergdirec⸗ 
tion in Pribram gegen Taggeld von 1 fl. bis 1 fl. 25 kr. ö. W., bis Ende Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 172). 


ME Die Jahrgänge 1868 — 1872 1 der 
„Zeitſchrift für Verwaltung“ ſammt Inder 
find um den Preis von 3 fl. pr. Jahrgang bei 
der Adminiſtration des Blattes zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


